Habilitationsordnung
der Medizinischen Fakultat der Universitat Tubingen

Aufgrund von § 39 Abs. 5 Satz 1 des Landeshochschulgesetztes (LHG) vom 1. Januar 2005
(GBI. S. 1) in der Fassung vom 1. April 2014 (GBI. S. 99), zuletzt gedndert durch das Gesetz
vom 24. Juni 2020 (GBI. S. 426), hat der Senat der Universitat Tubingen am 10. Dezember
2020 die nachstehende Habilitationsordnung beschlossen.

Der Rektor hat seine Zustimmung am 15. Dezember 2020 erteilt.
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§ 1

Bedeutung der Habilitation

Die Habilitation dient dem Nachweis der besonderen Befahigung, ein wissenschaftli-
ches Gebiet in Forschung und Lehre selbststandig zu vertreten. Aufgrund der erfolg-
reichen Habilitation wird die Lehrbefugnis fir ein bestimmtes wissenschaftliches Fach
oder Fachgebiet verliehen.

Eine Habilitation an der Medizinischen Fakultat TUbingen ist nur in Fachern oder
Fachgebieten mdéglich, die an der Medizinischen Fakultat der Universitat Tabingen in
Forschung und Lehre ausreichend breit vertreten sind.

§2

Habilitationserfordernisse

Die Habilitation erfolgt aufgrund der schriftichen und mundlichen Habilitationsleistungen
nach §§ 8 und 9. Sie setzt die Erfullung der Anforderungen nach § 4 voraus.
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§3

Verfahren und Habilitationsausschuss

Der Habilitationsausschuss ist zustandig fur die Durchfuhrung der Habilitationsverfah-
ren sowie flr die Durchfiihrung der Verfahren zur Verleihung der Lehrbefugnis in be-
sonderen Fallen (§ 14 Abs. 3 und 4) und trifft die jeweils erforderlichen Mallnahmen
und Entscheidungen. Er entscheidet zudem Uber alle Fragen im Rahmen des Habili-
tationsverfahrens, fur die keine besondere Regelung getroffen ist.

Dem Habilitationsausschuss gehodren 27 vom Fakultatsrat gewahlte hauptberufliche
Professor(inn)en oder hauptberuflich tatige habilitierte Mitglieder der Medizinischen
Fakultat der Universitat Tubingen an, davon 18 hauptberufliche Professor(inn)en und
9 hauptberuflich tatige Privatdozent(inn)en bzw. aulerplanmafige Professor(inn)en.
Als vertretende Mitglieder gehdren 6 weitere vom Fakultatsrat hinzugewahlte haupt-
berufliche Professor(inn)en und 3 hauptberuflich tatige Privatdozent(inn)en und au-
RerplanmaRige Professor(inn)en als stimmberechtigte Mitglieder dem Habilitations-
ausschuss an. Der Habilitationsausschuss wird vom Fakultatsrat untergliedert in drei
Habilitationskommissionen, die jeweils das Facherspektrum und die wissenschaftli-
chen Schwerpunkte reprasentieren.

Die Amtszeit des Habilitationsausschusses betragt 3 Jahre. Eine Wiederwahl ist mog-
lich.

Vorsitzende(r) des Habilitationsausschusses ist der/die Dekan(in) oder ein(e) von ihm
bestellte(r) Professor(in), der/die Mitglied im Dekanat ist. Der/Die Vorsitzende des
Habilitationsausschusses ist stimmberechtigtes Mitglied des Habilitationsausschus-
ses und leitet die Sitzungen.

Die Habilitationskommissionen bestehen aus je 6 hauptberuflichen Professor(inn)en
und 3 hauptberuflich tatigen Privatdozent(inn)en bzw. auflerplanmaligen Profes-
sor(inn)en sowie aus vertretenden Mitgliedern, davon je 2 hauptberufliche Profes-
sor(inn)en und 1 hauptberufliche(r) tatige(r) Privatdozent(in) bzw. auRerplanmafige(r)
Professor(in). Die Kommissionsvorsitzenden werden vom Fakultatsrat aus dem Kreis
der stimmberechtigten Mitglieder des Habilitationsausschusses gewahlt. Die Vorsit-
zenden leiten die Sitzungen.

Der Fakultatsrat Ubertragt die Zustandigkeit fur die Verfahren an den Habilitations-
ausschuss, der aus 3 unabhangig voneinander arbeitenden Habilitationskommissio-
nen besteht, die flr die Durchfiihrung der Habilitationsverfahren zustandig sind. Sie
treffen die jeweils erforderlichen MalRnahmen und Entscheidungen. Die Entschei-
dungsbefugnis gilt auch in den besonderen Fallen nach § 14 Abs. 3 und 4 sowie in
den Fallen, fir die keine Zustandigkeitsregelung getroffen ist. In Ausnahmefallen
kénnen Beschlisse im Habilitationsausschuss gefasst werden.

Die Habilitationskommissionen haben folgende Aufgaben:

Beschluss Uber die Zulassung zum Habilitationsverfahren

Beschluss Uber die Bestellung der Gutachter

Beschluss uber die Bewertung der Lehrleistung

Beschluss Uber die Bewertung des Nachweises der padagogisch-didaktischen
Eignung

Beschluss Uber die Annahme der schriftlichen Habilitationsleistung

Beschluss Uber die Annahme der mindlichen Habilitationsleistung

Beschluss Uber die Zulassung von Verfahren zur Verleihung der Lehrbefugnis in
besonderen Fallen, gemal § 14 Abs. 3 und 4
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8. Beschluss Uber die Annahme von Habilitationsleistungen in besonderen Fallen,
gemal § 14 Abs. 3 und 4

Der Habilitationsausschuss und die Habilitationskommissionen tagen nicht-6ffentlich.
Zu einem einzelnen Habilitationsverfahren kénnen beratend Gaste hinzugezogen
werden.

Der Habilitationsausschuss und die Habilitationskommissionen sind beschlussfahig,
wenn mehr als die Halfte der Mitglieder anwesend sind. Die Beschlussfassung im
Habilitationsausschuss und den Habilitationskommissionen bedarf der Mehrheit der
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. Die Abstimmungen erfolgen offen. Wird
Uber Annahme oder Ablehnung der Habilitationsleistung beschlossen, ist Stimment-
haltung nicht zulassig. Hinsichtlich von Befangenheitsgriinden gelten die Regeln nach
§ 20 VwVIG. Werden Habilitationsleistungen abgelehnt, ist die Stimmabgabe zu pro-
tokollieren zusammen mit der Begrindung fur die Stimmabgabe, die in der Bezug-
nahme auf ein Gutachten oder einem begrundeten Einspruch liegen kann.

Die Beteiligten sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Diese Pflicht schlie3t auch die
Geheimhaltung der Beratungsunterlagen ein.

§4

Voraussetzungen der Habilitation

Die Zulassung zur Habilitation setzt die Berechtigung zur Fihrung eines Doktorgra-
des einer deutschen wissenschaftlichen Hochschule oder eines gleichwertigen aka-
demischen Grades einer auslandischen wissenschaftlichen Hochschule voraus.

Der/Die Bewerber(in) muss in der Regel in dem Fach oder Fachgebiet, fir das er/sie
sich habilitieren will, Gber mehrere Jahre nach der Promotion wissenschaftlich in For-
schung und Lehre mit entsprechendem Nachweis tatig gewesen sein. Uber Ausnah-
men entscheidet die Habilitationskommission.

Die wissenschaftliche Tatigkeit in der Forschung wird in der Regel durch die Vorlage
von mindestens 15 Originalpublikationen, davon mindestens 5 Arbeiten als Erstau-
tor(in), weitere 5 Arbeiten als Erst- oder Letztautor(in) nachgewiesen. Abweichungen
von dieser Regel sind nachvollziehbar durch den/die Antragsteller(in) sowie den/die
Mentor(in) zu begrinden. Geteilte Erstautorenschaften kbnnen durch Annahme der
Habilitationskommission bedingt wie Erstautorenschaften, Arbeiten als verantwortli-
cher ,corresponding author” kénnen bedingt wie Letztautorenschaften in der Gesamt-
Publikationsleistung bertcksichtigt werden. Mindestens 5 der Arbeiten als Erst- oder
Letztautor(in) sollen in Journalen publiziert sein, die in den oberen 50 Prozent der
Fachkategorie gelistet werden. Arbeiten, die zum Druck angenommen sind, sind ent-
sprechend zu kennzeichnen. Eine Annahmebestatigung ist der Publikationsliste bei-
zufigen. Das Merkblatt zum Habilitationsverfahren gibt zur Publikationsleistung de-
tailliert Auskunft. Uber Ausnahmen entscheidet die Habilitationskommission.

(a) Der/Die Bewerber(in) soll eine Weiterbildung im padagogisch-didaktischen Be-
reich in der Regel durch die erfolgreiche Teilnahme an einem zertifizierten Programm
zur medizin-didaktischen Qualifikation (Medizindidaktische Qualifikation | des Kompe-
tenzzentrums fur Hochschuldidaktik in der Medizin oder aquivalente Weiterbildung)
nachweisen. Uber Ausnahmen entscheidet die Habilitationskommission.

(b) Der/Die Bewerber(in) soll eine Weiterbildung in der guten wissenschaftlichen Pra-
xis, insbesondere auch in der Doktorandenbetreuung, nach den jeweils beschlosse-
nen Empfehlungen der Fakultdt durch Vorlage einer Bescheinigung Uber die Teil-
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nahme an einer solchen MaRnahme nachweisen. Uber Ausnahmen entscheidet die
Habilitationskommission.

Leistungen in der studentischen Lehre sind Uberwiegend im angestrebten Habilitati-
onsfach durch das erfolgreiche Abhalten von studiengangsbezogenen Lehrveranstal-
tungen wahrend mindestens 3 Semestern mit einem Umfang von jeweils mindestens
zwei Semesterwochenstunden nachzuweisen. Das Merkblatt zum Habilitationsverfah-
ren gibt zu den Anforderungen der Lehrleistungen detailliert Auskunft. Uber Ausnah-
men entscheidet die Habilitationskommission.

Es ist der Nachweis einer positiven personenbezogenen Lehrevaluation zu erbringen.
Sollten keine personenbezogenen Evaluationen aus Tuevalon oder vergleichbare
Lehrevaluationen vorliegen, muss dies durch den/die Bewerber(in) begriindet und
nachgewiesen und von der Habilitationskommission beurteilt werden. Selbiges gilt,
wenn zwar eine personenbezogene Lehrevaluation nachgewiesen werden kann, die-
se jedoch nicht positiv aufgefallen ist. Im Einzelfall kann die Habilitationskommission
den/die Bewerber(in) auffordern, eine Lehrveranstaltung evaluieren zu lassen. Uber
Ausnahmen entscheidet die Habilitationskommission.

Bewerber(innen), die die Habilitation in einem klinischen oder klinisch-theoretischen
Fach oder Fachgebiet anstreben, das von der jeweils geltenden Weiterbildungsord-
nung der Landesarztekammer Baden-Wirttemberg erfasst ist, miissen grundsatzlich
die Anerkennung der betreffenden Weiterbildung (Facharzturkunde) durch eine Be-
zirksarztekammer nachweisen.

Die Habilitation soll in einem angemessenen Zeitraum abgeschlossen werden. Spa-
testens nach Ablauf von zwei Jahren nach Ankiindigung der Habilitationsabsicht mit-
tels Vorlage vollstandiger Unterlagen sind die wesentlichen Ergebnisse der bis dahin
erstellten Habilitationsleistung zur Zwischenevaluierung vorzulegen. Fur die Zwi-
schenevaluation ist in der Regel ein(e) hauptamtliche(r) Professor/Professorin der
Medizinischen Fakultat als Fachvertreter(in) zustandig, der/die vom/von der Dekan(in)
bestimmt wird; der/die Habilitand(in) kann hierzu einen Vorschlag unterbreiten. Bei
Bedarf kdnnen zwei fachnahe Mitglieder des Habilitationsausschusses hinzugezogen
werden. Hierzu ist die Habilitationsabsicht dem/der Dekan/In unter Angabe des ange-
strebten Habilitationsfaches und des Habilitationsthemas mitzuteilen, der/die die Zu-
standigkeit einer Habilitationskommission Ubertragt.

§5

Habilitationsgesuch

Das Habilitationsgesuch ist schriftlich an den/die Vorsitzende(n) des Habilitationsaus-
schusses zur richten. In dem Gesuch muss das Fach oder Fachgebiet, fir das
der/die Bewerber(in) sich habilitieren will, eindeutig bezeichnet sein. Dem Gesuch
sind beizufugen:

1. ein unterzeichnetes Antragsformular, inklusive Erklarungen nach § 5 (1) Nrn. 12
— 14 und ggf. Nr. 17 der Habilitationsordnung.

2. ein Lebenslauf mit Darstellung des wissenschaftlichen Werdegangs.

3. urkundliche Nachweise - im Original oder in amtlich beglaubigter Kopie — tber
die Erfullung der Voraussetzung der Promotion nach § 4 Abs. 1, und ggf. der
einschlagigen Weiterbildung nach § 4 Abs. 7.

4. die Habilitationsschrift und eventuell sonstige wissenschaftliche Arbeiten ge-
mafR § 8 Abs. 2 Satz 2 oder die wissenschaftlichen Verdéffentlichungen und zur
Veroéffentlichung angenommene wissenschaftlichen Arbeiten, aufgrund derer



(2)

die Habilitation beantragt wird, einschlielich einer Zusammenarbeit der Habili-
tationsschrift.

5. ein vollstédndiges Verzeichnis der wissenschaftlichen Veroffentlichungen des
Bewerbers/der Bewerberin, nach der Gliederungsvorschrift des Habilitations-
ausschusses.

6. ein Verzeichnis Uber Art und Umfang der vom/von der Bewerber(in) bisher
durchgefliihrten Lehr- und Unterrichtsveranstaltungen, gemafR der Gliederungs-
vorschrift des Habilitationsausschusses.

7. den Nachweis der Teilnahme an der Aus- und Weiterbildung eines Kompetenz-
zentrums fur Hochschuldidaktik in Medizin (Medizindidaktische Qualifikation 1)
oder einer gleichwertigen Weiterbildung.

8. personenbezogene Lehrevaluationen aus Tuevalon oder vergleichbaren Evalu-
ationen (§ 4 Abs. 6). Sollten keine personenbezogenen Evaluationen vorliegen,
muss dies durch den Bewerber begrindet und nachgewiesen werden

9. ein Verzeichnis der mitbetreuten Dissertationen.

10. den Nachweis uber die Teilnahme an der Weiterbildung ,Gute wissenschaftli-
che Praxis®.

11. Themenvorschlage fir den wissenschaftlichen Vortrag nach § 9.

12. eine Versicherung daruber, dass die Habilitationsschrift oder die vorgelegten
wissenschaftlichen Arbeiten, soweit sie vom/von der Bewerber(in) allein ver-
fasst sind, von ihm/ihr selbststandig und ohne andere als die darin angegebe-
nen Hilfsmittel angefertigt sind; bei wissenschaftlichen Arbeiten, die der/die Be-
werber(in) mit anderen Autor(inn)en gemeinsam verfasst hat, eine Erklarung
Uber die Anteile der wissenschaftlichen Arbeit, die vom/von der Bewerber(in)
beigetragen wurden, sowie die Versicherung darUber, dass diese Anteile
selbststandig und ohne andere als die darin angegebenen Hilfsmittel angefertigt
sind; schliel3lich eine Versicherung uber die Vollstandigkeit des Verzeichnisses
der wissenschaftlichen Veroffentlichungen nach Nr. 4.

13. eine schriftliche Erklarung Gber andere noch anhangige oder erfolglos beendete
Habilitationsverfahren sowie eine Erklarung dartber, ob die Habilitationsschrift
in einem solchen Verfahren bereits ganz oder teilweise eingereicht wurde.

14. eine Erklarung Uber wissenschaftsbezogene strafrechtliche Verurteilungen,
Disziplinarmaf3nahmen und anhangige Straf- und Disziplinarverfahren, soweit
die Auskunftspflicht nicht durch § 51 Bundeszentralregistergesetz ausgeschlos-
sen ist.

15. Habilitationsunterlagen als PDF, gemal den Ausflihrungen im Merkblatt zum
Habilitationsverfahren.

16. Eine Stellungnahme des Fachvertreters/der Fachvertreterin.

17. eine Einverstandniserklarung, vor Einreichung der Habilitationsschrift eine Pla-
giatsprifung nach den Regeln der Fakultat durchfuhren zu lassen, wenn die
Habilitationsschrift als eigenstandige wissenschaftliche Leistung (Monographie)
verfasst wird und nicht eine Reihe wissenschaftlicher Publikationen vorgelegt
wird. In diesem Fall muss eine vom/von der Habilitanden/Habilitandin unter-
schriebene Erklarung Uber die Unbedenklichkeit der Ergebnisse der durchge-
fuhrten Plagiatsprifung vorgelegt werden.

Bis zur Entscheidung Uber die schriftliche Habilitationsleistung nach § 8 Abs. 7 kann
das Habilitationsgesuch durch schriftliche Erklarung gegeniber dem/der Vorsitzen-
den des Habilitationsausschusses ohne Angabe von Grinden mit der Folge zurick-
genommen werden, dass es als nicht eingereicht gilt.
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§6

Zulassung zum Habilitationsverfahren

Der/Die Vorsitzende des Habilitationsausschusses Ubertragt, sofern der Antrag voll-
standig ist und den formalen Anforderungen entspricht, einer der Habilitationskom-
missionen die Zustandigkeit flr ein Habilitationsgesuch. Die zustandige Habilitations-
kommission entscheidet Uber die Zulassung zum Habilitationsverfahren. Aus den
Mitgliedern der Habilitationskommission werden vom/von der Vorsitzenden der
Kommission fir jedes Gesuch zwei fachnahe Mitglieder bestimmt, die das Habilitati-
onsgesuch vor der Kommission vorstellen. Die Entscheidung der Habilitationskom-
mission Uber die Zulassung zum Habilitationsverfahren wird dem/der Bewerber(in)
vom/von der Dekan(in) schriftlich mitgeteilt.

Ist an einer deutschen wissenschaftlichen Hochschule schon ein Habilitationsverfah-
ren fur das im Habilitationsgesuch gemal § 5 Abs. 1 Satz 2 bezeichnete Fach oder
Fachgebiet erfolglos beendet worden, gilt die Zulassung als Zulassung zur Wiederho-
lung des Verfahrens nach § 11. Die Habilitationskommission kann beschlieen, dass
dies im Fall eines aulierhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes erfolglos be-
endeten, vergleichbaren Verfahrens gilt.

Die Zulassung ist zu versagen, wenn

1. das Habilitationsgesuch unvollstandig ist und trotz Aufforderung nicht vervoll-
standigt wird,

2. diein § 4 genannten Voraussetzungen fur die Zulassung fehlen,

3. der/die Bewerber(in) gemal § 5 Absatz 1 Nr. 14 wegen wissenschaftsbezogener
Straftaten strafrechtlich verurteilt und/oder ihm/ihr aus diesem Grund eine Diszip-
linarmaRnahme auferlegt wurde und der/die Bewerberin somit keine Gewahr
kiinftigen wissenschaftskonformen Verhaltens bietet,

4. der/die Bewerber(in) sich an anderer Stelle in einem noch laufenden Habilitati-
onsverfahren befindet oder

5. die Fakultat die Habilitation fachlich nicht beurteilen kann.

Die Zulassung ist in der Regel zu versagen, wenn schon mehr als ein Habilitations-
verfahren auf3erhalb der Fakultat fir das im Habilitationsgesuch bezeichnete oder ein
entsprechendes Fach oder Fachgebiet erfolglos beendet worden ist.

Liegen beim/bei der Bewerber(in) Grunde vor, die den Entzug akademischer Grade
rechtfertigen, oder ist ein akademischer Grad entzogen worden, ist in der Regel die
Zulassung zu versagen. Die Zulassung ist zu versagen, wenn Grinde vorliegen, die
bei einem Privatdozenten/einer Privatdozentin zum Erléschen der Lehrbefugnis nach
§ 16 Abs. 1 Nrn. 3, 4 flihren wirden. Die Zulassung kann versagt werden, wenn
Grunde vorliegen, die bei einem Privatdozenten/einer Privatdozentin zum Widerruf
der Lehrbefugnis nach § 16 Abs. 4 Nrn. 2, 3, 4, 5 fihren kénnen. Die Zulassung ist zu
versagen, wenn der/die Bewerber(in) Professor(in) mit unbefristetem Auftrag an der
Universitat Tubingen ist.

Liegen Grunde vor, aufgrund derer nach Abs. 5 die Zulassung zu versagen ware oder
versagt werden konnte, kann eine erfolgte Zulassung widerrufen werden.



§7
Nachweis padagogisch-didaktischer Eignung

Die Habilitationskommission beschliel3t aufgrund des Nachweises der Durchfiihrung von
studiengangsbezogenen Lehrveranstaltungen, der Lehrevaluationen und der Teilnahme an
der Aus- und Weiterbildung eines Kompetenzzentrums fiir Hochschuldidaktik in Medizin oder
einer gleichwertigen Weiterbildung, sowie einer Stellungnahme der Studienkommission Gber
die Anerkennung als Nachweis der padagogisch-didaktischen Eignung.
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§8

Schriftliche Habilitationsleistung

Die schriftliche Habilitationsleistung kann durch eine einzelne Habilitationsschrift oder
durch mehrere wissenschaftliche Veroffentlichungen oder zur Publikation angenom-
mene wissenschaftliche Arbeiten des Bewerbers/der Bewerberin (kumulative Habilita-
tionsleistung) erbracht werden. Werden mehrere Arbeiten anstelle einer Habilitations-
schrift vorgelegt, so soll zwischen denjenigen Teilen dieser Arbeiten, die die Gleich-
stellung mit einer Habilitationsschrift rechtfertigen sollen, ein innerer thematischer Zu-
sammenhang bestehen. Die aus mehreren Einzelpublikationen bestehende kumulati-
ve Habilitationsschrift soll als eine gut lesbare Gesamtschrift ausgearbeitet sein und
nach den Gliederungsvorschlagen im Merkblatt zum Habilitationsverfahren, siehe
Punkt 4. 4.1 erstellt werden. Eine Einflihrung in die Thematik und eine Diskussion im
Sinne einer Ubergreifenden Abhandlung zum Thema sollen als wesentliche Bestand-
teile in der Gliederung der kumulativen Habilitationsschrift aufgenommen sein. Als
schriftliche Habilitationsleistung kdnnen auch Arbeiten mit mehreren Verfassern an
Erst- oder Seniorautorenstelle oder eine das Thema erganzende Arbeit als Ko-Autor
bewertet werden, wenn der eigenstandige Anteil des Bewerbers/der Bewerberin klar
abgrenzbar ist. Eine eigene Dissertationsschrift oder fir die eigene Dissertations-
schrift erfasste Daten kdnnen nicht als Bestandteil der Habilitationsschrift verwendet
werden. Die Habilitationsschrift kann in deutscher oder englischer Sprache abgefasst
werde. Die Gliederung der Habilitationsschrift und die Gestaltung der Titelseite wer-
den nach den Vorgaben im Merkblatt erwartet.

Die Habilitationsschrift muss eine selbststandige wissenschaftliche Leistung in dem
Fach oder Fachgebiet sein, fur das der/die Bewerber(in) sich habilitieren will und soll
einen wesentlichen Erkenntnisgewinn darstellen. Mit ihr vorgelegte sonstige wissen-
schaftliche Arbeiten sind bei der Beschlussfassung uber den Umfang der Habilitation
zu bertcksichtigen; als sonstige wissenschaftliche Arbeiten kénnen auch Gemein-
schaftsarbeiten mitbericksichtigt werden, zu denen der/die Bewerber(in) einen im
Sinne von Abs. 1 Satz 5 selbststandig abgefassten, klar abgrenzbaren Beitrag geleis-
tet hat. Die schriftliche Habilitationsleistung muss die Eignung des Bewerbers/der
Bewerberin zu der den Universitatslehrern/Universitatslehrerinnen aufgetragenen
Forschungstatigkeit erkennen lassen, indem sie einen wesentlichen Beitrag zur wis-
senschaftlichen Erkenntnis erbringt.

Legt der/die Bewerber(in) statt einer Habilitationsschrift eine ganze Reihe wissen-
schaftlicher Arbeiten vor, missen diese einzeln oder in ihrer Gesamtheit den in Abs.
2 gestellten Anforderungen entsprechen.

Zur Begutachtung der schriftlichen Habilitationsleistungen bestellt die Habilitations-
kommission wenigstens drei Gutachter(innen). Ein(e) Gutachter(in) muss Universi-
tatsprofessor(in) an der Medizinischen Fakultat der Universitat Tibingen sein, in der
Regel wird der/die Fachvertreter(in) nach § 4 Abs. 8 als Gutachter(in) bestellt. Des
Weiteren werden zwei externe Gutachter(innen), in der Regel vom Rang eines Uni-
versitatsprofessors/einer Universitatsprofessorin, idealerweise in der Funktion eines
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Direktors/einer Direktorin anderer Fakultaten der Universitat Tibingen oder anderer
gleichwertiger wissenschaftlicher Hochschulen beauftragt. Nach Ermessen der Habili-
tationskommission ist es mdoglich, Professor(inn)en, Hochschul- und Privatdo-
zent(inn)en sowie entsprechend qualifizierte Gelehrte anderer wissenschaftlicher In-
stitutionen als Gutachter(innen) zu benennen. Bei der Auswahl der externen Gutach-
ter(innen) ist darauf zu achten, dass Umstande, die den Anschein einer Befangenheit
begriinden kénnten, vermieden werden. Die externen Gutachter(innen) sollen nicht
mit dem Habilitanden/der Habilitandin gemeinsam publiziert oder zusammen gearbei-
tet haben und dirfen innerhalb der letzten zehn Jahre nicht an der Medizinischen Fa-
kultat Tubingen tatig oder habilitiertes Mitglied oder Angehdriger gewesen sein. Fer-
ner sollen die externen Gutachter(innen) persénlich finanziell und dienstlich unab-
hangig voneinander sein und in keinem Abhangigkeitsverhaltnis untereinander ste-
hen. Der Anschein fehlender Unabhangigkeit konnte bei folgenden Sachverhalten
bestehen: Verwandtschaft, Ehe, Partnerschaft; Lehrer-Schiler-Verhaltnis innerhalb
der letzten funf Jahre; enge Kooperationen. Daruber hinaus gelten die Regeln nach §
20 und 21 LVWVTG.

Der/Die Vorsitzende der Habilitationskommission sorgt daflir, dass die Gutach-
ter(innen) ihre schriftichen Gutachten innerhalb von 3 Monaten erstellen; ist dies
nicht der Fall kann das Gutachten an eine(n) andere(n) Gutachter(in) vergeben wer-
den. Die Gutachten mussen die eingehend begrindete Empfehlung enthalten, die
vorgelegte(n) wissenschaftliche(n) Arbeit(en) als schriftliche Habilitationsleistung an-
zuerkennen oder abzulehnen. Werden eine Habilitationsschrift oder andere nicht ver-
offentlichte Arbeiten vorgelegt, kénnen die Gutachter(innen) dem Habilitationsaus-
schuss empfehlen, das Verfahren befristet auszusetzen, um dem/der Bewerber(in)
Gelegenheit zu geben, noch unverodffentlichte Teile seiner/ihrer schriftlichen Habilita-
tionsleistung umzuarbeiten oder zu erganzen. Die Gutachter(innen) kénnen ferner
empfehlen, dass der Umfang oder die Bezeichnung des Faches oder Fachgebietes,
fur das die Habilitation angestrebt wird, geandert wird.

Alle habilitierten und hauptberuflich an der Medizinischen Fakultat Tubingen tatigen
Mitglieder werden Uber das laufende Habilitationsverfahren in Kenntnis gesetzt und
erhalten die Mdglichkeit der Einsicht in die eingereichten Unterlagen. Falle nach § 14
Abs. 3 sind von dieser Regelung ausgenommen. Die in Kenntnis gesetzten Mitglieder
haben das Recht, innerhalb einer vom/von der Vorsitzenden zu setzenden und von
der Mitteilung Uber die Auslage an laufenden angemessenen Frist mit einer Empfeh-
lung entsprechend Abs. 5 schriftlich Stellung zu nehmen. Die Auslagefrist soll nicht
kidrzer als ein Monat und nicht langer als drei Monate sein. Stellungnahmen, die mit
einer Begrindung versehen sind, werden den Mitgliedern der zustandigen Habilitati-
onskommission zur Kenntnis gebracht.

Aufgrund der abgegebenen Gutachten nach Abs. 5 und der Stellungnahmen nach
Abs. 6 beschlie3t die Habilitationskommission Uber die Annahme des vorgelegten
wissenschaftlichen Schrifttums als schriftliche Habilitationsleistung. Will die Habilitati-
onskommission von der beantragten Bezeichnung des Faches oder Fachgebietes
abweichen, ist der/die Bewerber(in) vorher zu héren.

Auf Vorschlag der Gutachter(innen) nach Abs. 5 kann eine befristete Aussetzung
beschlossen werden; die Anregung zur Aussetzung kann auch von einer Stellung-
nahme nach Abs. 6 ausgehen oder sich aus der Diskussion in der Habilitationskom-
mission ergeben, falls gegen einen wesentlichen Teil der schriftlichen Habilitations-
leistung Einwande erhoben worden sind. Im Fall der Annahme ist der/die Bewer-
ber(in) zu den mundlichen Habilitationsleistungen zugelassen. Im Fall der Ausset-
zung des Verfahrens ist nach Ablauf der gesetzten Frist erneut nach den Absatzen 4
bis 6 zu verfahren. Die Arbeiten sind in der nunmehr vorliegenden Fassung Gegen-
stand des Verfahrens, auch wenn der Empfehlung auf Umarbeitung nicht oder nur
teilweise entsprochen wurde; wird die Frist vom/von der Bewerber(in) nicht eingehal-
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ten, so wird das Verfahren mit der schriftlichen Habilitationsleistung in der eingereich-
ten Fassung fortgesetzt, es sei denn, der/die Bewerber(in) hat die Uberschreitung der
Frist nicht zu vertreten. Die nach Abs. 4 erfolgte Bestellung der Gutachter(innen)
bleibt aufrechterhalten, wenn keine andere Entscheidung getroffen wird. Eine Aus-
setzung des Verfahrens ist nur einmal maoglich.

Wird die schriftliche Habilitationsleistung nicht angenommen, ist das Verfahren erfolg-
los beendet.

Der/die Bewerber(in) hat auf Antrag das Recht zur Einsicht in die Gutachten und Stel-
lungnahmen sowie das Recht zur eigenen Stellungnahme. Er/Sie kann verlangen,
dass seine/ihre Stellungnahme den Mitgliedern der Habilitationskommission vor Be-
schlussfassung mitgeteilt wird.

§9

Miindliche Habilitationsleistung

Die mundliche Habilitationsleistung wird durch einen fakultatsoffentlichen wissen-
schaftlichen Vortrag des Bewerbers/der Bewerberin und ein anschlieBendes Kollo-
quium erbracht. Wissenschaftlicher Vortrag und Kolloquium finden in deutscher Spra-
che statt, wenn nicht die Habilitationskommission auf Antrag des Bewerbers/der Be-
werberin etwas anderes beschlie3t. Bei Verfahren gemal § 14 Abs. 3 und 4 entfallt
die mindliche Habilitationsleistung.

Nach dem Beschluss Uber die Annahme der schriftlichen Habilitationsleistung nach §
8 Abs. 7 Satz 1 entscheidet die Habilitationskommission auf der Grundlage von drei
eingereichten Vorschlagen des Bewerbers/der Bewerberin tGber das Thema des wis-
senschaftlichen Vortrags. Ein Themenvorschlag ist zu der Thematik der schriftlichen
Habilitationsleistung zu stellen. Die Habilitationskommission kann Themenvorschlage
zurlckweisen, wenn sie fur ungeeignet gehalten werden. In diesem Fall muss der/die
Bewerber(in) neue Themenvorschlage einreichen.

Der wissenschaftliche Vortrag soll ein wesentliches Problem des Faches oder Fach-
gebietes, fur das der/die Bewerber(in) die Habilitation anstrebt, so behandeln, dass
sich auch Vertreter(innen) anderer Facher ein Urteil bilden kdnnen. Die Dauer des
Vortrags soll in der Regel 10 Minuten betragen.

In dem anschlieRenden Kolloquium hat der/die Bewerber(in) seinen/ihren Vortrag zu
verteidigen und zu zeigen, dass er/sie mit Grundproblemen seines/ihres Faches und
Fachgebietes vertraut ist.

Im Anschluss an das Kolloquium beschliel3t die Habilitationskommission uber die
Annahme der mundlichen Habilitationsleistung. Wird sie angenommen, erfolgt der
Vollzug der Habilitation nach § 10. Im Falle der Ablehnung ist nach § 13 zu verfahren;
fur die Wiederholung gilt § 11 Abs. 2.

§10
Vollzug der Habilitation

Sind die schriftlichen und die mundlichen Habilitationsleistung nach §§ 8 und 9 sowie die
Lehrleistung nach § 4 Abs. 5 angenommen und liegt der Nachweis nach § 7 vor, gibt der/die
Vorsitzende der Habilitationskommission dem/der Bewerber(in) das Ergebnis des Habilitati-
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onsverfahrens unmittelbar im Anschluss an die Beschlussfassung bekannt. Mit der Mitteilung
des Beschlusses an den/die Bewerber(in) ist die Habilitation vollzogen.

§11
Wiederholung

(1) Ein Verfahren, das durch Ablehnung einer Habilitationsleistung endet, kann einmal
wiederholt werden, sofern nicht bereits ein Habilitationsverfahren flr das beantragte
Fach oder Fachgebiet im Geltungsbereich des Grundgesetzes erfolglos beendet
worden ist.
Die Ricknahme des Habilitationsgesuchs nach der Beschlussfassung nach § 8 Ab-
satz 7 und 8 ist nicht moéglich.

(2) Endet das Verfahren durch Ablehnung der mundlichen Habilitationsleistung (§ 9 Abs.
5), kann der/die Bewerber(in) innerhalb eines Jahres diesen Teil des Verfahrens wie-
derholen. Fur das Verfahren gilt § 9.

§12
Erweiterung der Habilitation

Auf Antrag kann die zustandige Habilitationskommission die Habilitation auf weitere Facher
oder Fachgebiete ausdehnen. Die Habilitationskommission entscheidet auf der Grundlage
der wissenschaftlichen Leistungen des Bewerbers/der Bewerberin, ob hierflr ein Verfahren
entsprechend §§ 8 bis 10 ganz oder zum Teil durchzufuhren ist. Schriftliche Leistungen aus
einer Habilitation in einem anderen Fach oder Fachgebiet kbnnen als Habilitationsleistungen
anerkannt werden, wenn sie den Anforderungen des Faches oder Fachgebietes entspre-
chen, in dem sich der Bewerber zusatzlich habilitieren will.

§13
Verfahren bei ablehnenden Entscheidungen

Entscheidungen, die das Habilitationsverfahren durch Ablehnung der Zulassung (§ 6), der
schriftlichen oder der mindlichen Habilitationsleistung (§ 8 Abs. 8; § 9 Abs. 5 Satz 3) been-
den, die von der vom/von der Bewerber(in) beantragten Bezeichnung des Faches oder
Fachgebietes (§ 11 Abs. 1) abweichen oder mit denen die Erweiterung der Habilitation (§ 12)
ganz oder teilweise abgelehnt wird, sind dem/der Bewerber(in) schriftlich mit Begriindung
und Rechtsbehelfsbelehrung vom/von der Vorsitzenden des Habilitationsausschusses mitzu-
teilen. Satz 1 gilt entsprechend fir Entscheidungen, mit denen die Anerkennung der Lehrleis-
tungen (§ 4 Abs. 5) und des Nachweises der padagogisch-didaktischen Eignung (§ 7) abge-
lehnt wird.

§ 14
Verleihung der Lehrbefugnis; Urkunde

(1) Der Habilitationsausschuss verleiht aufgrund der erfolgreichen Habilitation die Lehr-
befugnis (§ 39 Abs. 3 LHG).

(2) Uber die erfolgreiche Habilitation sowie tiber die Verleihung der Lehrbefugnis wird
eine Urkunde ausgestellt. Diese muss enthalten:

1. den Namen des Habilitanden/der Habilitandin,
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2. das Thema der Habilitationsschrift oder die Thematik der sonstigen (kumulativen)
schriftlichen Habilitationsleistungen,

3. die Bezeichnung des Faches oder Fachgebietes, flr das die Lehrbefugnis erteilt
wird,

4. den Tag, an dem die Habilitation vollzogen und der Beschluss Uber die Lehrbe-
fugnis gefasst worden sind,

5. die eigenhandigen Unterschriften des Prasidenten/der Prasidentin / des Rek-
tors/der Rektorin und des Dekans/der Dekanin,

6. das Siegel der Fakultat.

Mit der Aushandigung der Urkunde wird die Lehrbefugnis verliehen; mit der Verlei-
hung ist das Recht zur Fihrung der Bezeichnung ,Privatdozent(in)“ verbunden, wenn
diese auch nach der Habilitation an Einrichtungen unserer Fakultat in ihrem Fachge-
biet Lehrveranstaltungen von mindestens 2 Semesterwochenstunden abhalten. Die
Durchfuhrung der Veranstaltung darf nicht von der Bezahlung einer Lehrvergitung
abhangig gemacht werden. Ubernimmt der/die Privatdozent(in) eine Lehrstuhlvertre-
tung mit entsprechender Lehrverpflichtung, hat er/sie einen Anspruch auf Befreiung
von der unentgeltlichen Titellehre.

Ein Antrag auf Verleihung der Lehrbefugnis kann auch gestellt werden, wenn die Ha-
bilitation an einer anderen Fakultat der Universitat Tlbingen oder an einer anderen
deutschen Universitat erfolgt ist. Dem Gesuch sind beizufuigen: ein formloses An-
tragsschreiben, ein Lebenslauf, eine Publikationsliste, Angaben zur Lehre und eine
Habilitationsurkunde, ausgestellt von einer deutschen Fakultat. Die Richtigkeit der
Urkunde wird festgestellt. Der/Die jeweilige Fachvertreter(in)/WE-Leiter(in) wird um
Stellungnahme zum Antrag gebeten. Bei zustimmender Stellungnahme gilt die Um-
habilitation mit einem bestatigten Beschluss der Habilitationskommission gemaf § 3
Abs. 7 Nr. 8 als vollzogen. Eine Auslagefrist und ein mundlicher Vortrag entfallen.
Der/Die Bewerber(in) erhalt eine Urkunde als Privatdozent(in). Mit der Urkunde wird
unter Anerkennung der Habilitationsleistungen an der Fakultat/Universitat, an der sich
der/die Bewerber(in) habilitierte, die Lehrbefugnis an der Medizinischen Fakultat Tu-
bingen verliehen. Bei Ablehnung des Fachvertreters/der Fachvertreterin innerhalb ei-
ner gestellten Frist von 4 Wochen oder bei fehlender Stellungnahme trotz Nachfrist
von weiteren 4 Wochen oder bei Ausbleiben eines bestatigten Beschlusses zur zu-
stimmenden Stellungnahme wird der Antrag nach Vorlage ausfihrlicher Unterlagen
gemal § 5 vor Beschlussfassung in der Habilitationskommission gepruft; die Prifung
umfasst die personliche und fachliche Eignung des Bewerbers/der Bewerberin.

Eine Verleihung der Lehrbefugnis an Bewerber(innen), die an einer auslandischen
Fakultat/Universitat habilitiert haben, setzt die persénliche und fachliche Eignung so-
wie eine Prufung der erbrachten wissenschaftlichen Leistungen und der Lehrtatigkeit
durch die zustandige Habilitationskommission aufgrund ausfihrlicher Unterlagen ge-
man § 5 voraus. Nach Zulassung des Verfahrens werden alle habilitierten und haupt-
beruflich an der Medizinischen Fakultat Tubingen tatigen Mitglieder Uber das laufen-
de Umbhabilitationsverfahren in Kenntnis gesetzt. Sie erhalten die Mdglichkeit der Ein-
sicht in die eingereichten Unterlagen. Die in Kenntnis gesetzten Mitglieder haben das
Recht, innerhalb einer vom/von der Vorsitzenden zu setzenden und von der Mittei-
lung Uber die Auslage an laufenden angemessenen Frist mit einer Empfehlung ent-
sprechend § 8 Abs. 5 schriftlich Stellung zu nehmen. Die Auslagefrist soll nicht kirzer
als ein Monat und nicht langer als drei Monate sein. Stellungnahmen, die mit einer
Begrindung versehen sind, werden den Mitgliedern der zustandigen Habilitati-
onskommission zur Kenntnis gebracht. Mit Annahme der an der friheren auslandi-
schen Fakultat erfullten Habilitationsanforderungen ist das Umhabilitationsverfahren
mit dem Beschluss der Habilitationskommission vollzogen. Der/Die Bewerber(in) er-
halt eine Urkunde als Privatdozent(in). Mit der Urkunde wird unter Anerkennung der
Habilitationsleistungen an der Fakultat/Universitat, an der sich der/die Bewerber(in)
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habilitierte, die Lehrbefugnis an der Medizinischen Fakultat Tdbingen verliehen. Ein
mundlicher Vortrag entfallt.

§ 15
Antrittsvorlesung

Der/Die Privatdozent(in) kann spatestens in dem seiner/ihrer Habilitation folgenden Semes-
ter eine offentliche Antrittsvorlesung halten. Hierzu I&dt der/die Dekan(in) die Mitglieder der
Fakultat ein.

§ 16
Verlust der durch die Habilitation erworbenen Rechtsstellung

(1) Die Lehrbefugnis erlischt

1.

W

durch die Ernennung zum/zur Professor(in) an einer anderen wissenschaftlichen
Hochschule,

durch Bestellung zum/zur Privatdozent(in) oder Verleihung einer entsprechenden
Lehrbefugnis an einer anderen Hochschule,

durch schriftlichen Verzicht gegenlber dem/der Rektor(in),

durch Verurteilung in einem ordentlichen Strafverfahren durch ein deutsches Ge-
richt, wenn dieses Urteil bei einem Beamten/einer Beamtin den Verlust der Be-
amtenrechte zur Folge hatte.

(2) Die Lehrbefugnis ruht

1.

2.

solange ein(e) Privatdozent(in) als Professor(in) an der eigenen Universitat be-
schaftigt wird,

solange ein(e) Privatdozent(in) als Professor(in) auf Zeit an einer wissenschaftli-
chen Hochschule mit Habilitationsrecht beschéaftigt wird oder eine Professur in
einem Fach vertritt, fir das ihm/ihr die Lehrbefugnis erteilt wurde,

solange ein(e) Privatdozent(in) als Juniorprofessor(in) an einer wissenschaftli-
chen Hochschule mit Habilitationsrecht beschaftigt wird.

(3) Die Lehrbefugnis als Privatdozent(in) lebt nicht wieder auf, wenn das Dienstverhaltnis
als Professor(in) auf Zeit oder als Juniorprofessor(in) deshalb nicht verlangert wird,
weil sich der/die Privatdozent(in) in der Lehre nicht bewahrt hat.

(4) Die Lehrbefugnis kann unbeschadet der §§ 48 und 49 Landesverwaltungsverfah-
rensgesetz widerrufen werden, wenn

1.

der/die Privatdozent(in) aus Griinden, die er/sie zu vertreten hat, in seinem/ihrem
Fachgebiet keine Lehrveranstaltung von mindestens 2 Semesterwochenstunden
abhalt,

der/die Privatdozent(in) eine Handlung begeht, die bei einem Beamten/einer Be-
amtin eine DisziplinarmalRnahme zur Folge hatte, die nur in einem férmlichen Dis-
ziplinarverfahren verhangt werden kann,

ein Grund vorliegt, der bei einem Beamten/einer Beamtin die Rlicknahme der Er-
nennung zum Beamten/zur Beamtin rechtfertigen wurde,

eine Ordnungsmalnahme der Universitat gegen ihn/sie unanfechtbar wird, oder
er/sie gegen die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis verstdf3t oder ein solcher
Verstold nachtraglich bekannt wird,

ein Grund vorliegt, der bei einem Beamten/einer Beamtin die Versetzung in den
Ruhestand wegen Dienstunfahigkeit rechtfertigen wurde.
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Die Habilitation und die Lehrbefugnis kdnnen versagt oder nachtraglich zurlickge-
nommen werden, wenn sie mit unzuldssigen Mitteln, insbesondere durch Tauschung,
erlangt worden sind. Dem/Der Habilitanden/Habilitandin ist Gelegenheit zu geben,
sich zu dulRern. In schwerwiegenden Fallen kann auch die Zulassung zur Wiederho-
lung versagt werden (§ 11 Abs. 1 und 2) Die Entscheidung trifft der Habilitationsaus-
schuss.

Mit dem Erldschen oder dem Widerruf der Lehrbefugnis erlischt auch das Recht zur
Fuhrung der Bezeichnung ,Privatdozent(in)* und der Bezeichnung ,Professor(in).

§17
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Habilitationsord-
nung der Universitat Tubingen fur die Medizinische Fakultat vom 14.12.2018 (Amtli-
che Bekanntmachungen der Universitat Tubingen Nr. 27/2018, S. 1054) aul3er Kraft.

In Habilitationsverfahren, die bereits erdffnet worden sind oder deren Eréffnung zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Habilitationsordnung beantragt ist, kann der/die
Bewerber(in) die Anwendung der Habilitationsordnung vom 14.12.2018 schriftlich ver-
langen, sofern das Landeshochschulgesetz nicht entgegen steht.

Tlbingen, den 15.12.2020

Professor Dr. Bernd Engler

Rektor



	Bedeutung der Habilitation
	Habilitationserfordernisse
	Verfahren und Habilitationsausschuss
	Voraussetzungen der Habilitation
	Habilitationsgesuch
	Zulassung zum Habilitationsverfahren
	Nachweis pädagogisch-didaktischer Eignung
	Schriftliche Habilitationsleistung
	Mündliche Habilitationsleistung
	Vollzug der Habilitation
	Wiederholung
	Erweiterung der Habilitation
	Verfahren bei ablehnenden Entscheidungen
	Verleihung der Lehrbefugnis; Urkunde
	Antrittsvorlesung
	Verlust der durch die Habilitation erworbenen Rechtsstellung
	Inkrafttreten

